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Beim Flüchtlingsgipfel der 
Landesregierung vor ein paar 
Tagen haben alle Beteiligten 
deshalb den Schulterschluss 
geprobt: Nur gemeinsam wer-
de es möglich sein, den in 
einem harten Winter weiter 
ansteigenden Flüchtlings-
strom im Land aufnehmen zu 
können.

Sprechen die Verantwortli-
chen von einer Ausnahmesi-
tuation, so sieht die Hälfte der 
Bevölkerung nach wie vor zu-
mindest einen begrenzten 
Spielraum für weitere Unter-
bringungen: 13 Prozent sind 
sogar überzeugt, dass bei ih-
nen in der näheren Umge-
bung ohne Weiteres mehr 
Flüchtlinge aufgenommen 
werden könnten. Weitere 37 
Prozent sehen noch begrenz-
ten Spielraum. Etwas mehr 
als 25 Prozent haben den Ein-
druck, die Aufnahmekapazi-
tät sei erschöpft.

n Flaschenhals Schule
Ein wesentlicher Unterschied 
zur Flüchtlingswelle 2015/16 
ist, dass damals vor allem jun-
ge Männer in die EU und 
dann weiter nach Deutsch-
land gekommen sind. Dieses 
Mal sind es vor allem Frauen 
mit Kindern, die die Ukraine 
verlassen konnten und auch 
durften. Auf der einen Seite 
führt das dazu, dass die 
Flüchtlinge im öffentlichen 
Raum kaum wahrgenommen 
werden. An anderer Stelle, in 
den Schulen des Landes, be-
reitet diese Tatsache aber er-
hebliche Probleme. Weit 
mehr als 20 000 Kinder im 
schulpflichtigen Alter bereits 
sind seit Kriegsbeginn nach 
Baden-Württemberg einge-
reist – und müssen nun integ-
riert werden.

Das sehen auch die Befrag-
ten des BaWü-Checks so. Le-
diglich sechs Prozent der Be-
völkerung sind überzeugt, 
dass die Schulen die gewalti-
ge Integrationsaufgabe ohne 
Weiteres bewältigen können. 
42 Prozent glauben, dass dies 
den Schulen nur mit Schwie-
rigkeiten gelingen wird. So-
gar nahezu die Hälfte der Be-
fragten – 48 Prozent – spricht 
von einer völligen Überforde-
rung.

nSporthallennutzung – wa-
rum nicht?
Überraschend ist auch die 
Wahrnehmung bezüglich der 
Notwendigkeit und der Exis-
tenz von Notunterkünften für 
Neuankömmlinge. Zwar ha-
ben in der aktuellen Flücht-
lingskrise sehr viele  Ukrainer 
zunächst Unterschlupf bei 
Verwandten, Bekannten und 
Freunden in Deutschland ge-
funden. Auch ist die Bereit-
schaft der Bürger groß, ukrai-
nische Flüchtlinge bei sich da-
heim aufzunehmen oder ih-
nen frei stehende Wohnungen 
anzubieten.

Dennoch sorgt die schiere 
Masse der Flüchtlinge dafür, 
dass immer mehr Gemeinden 
erneut dazu übergehen, Turn-
hallen und andere Säle zu 
Notunterkünften umzubauen. 

Das wird in politischen Krei-
sen heftig diskutiert, bei vie-
len Menschen ist das in der 
ersten Flüchtlingskrise ausge-
sprochen heikle Thema noch 
nicht angekommen. Lediglich 
13 Prozent der Bevölkerung 
berichten, ihnen wären zu 
Notunterkünften umgewid-
mete Turnhallen in ihrem Ort 
bekannt, weitere 15 Prozent, 
dass solche Maßnahmen dis-
kutiert werden. Beachtliche 
46 Prozent – auf dem Land 
sind es sogar 69 Prozent – der 
Befragten sind aber über-
zeugt, dass es solche Pläne 
bisher nicht gibt.

Allgemein sehen die Men-
schen in der Belegung von 
Turnhallen mit Geflüchteten 
weniger Probleme. Die allge-
meine Grundhaltung ist ten-
denziell positiv: 44 Prozent 
der Bürger finden die Umwid-
mung von Turnhallen in Ord-
nung, 38 Prozent sprechen 
sich dagegen aus.

nNotunterkünfte in der Nähe
Und noch ein bemerkenswer-
tes Ergebnis: Mit der Vorstel-
lung, dass in der Nähe der 
eigenen Wohnung eine Not-
unterkunft für Flüchtlinge er-
richtet würde, hat die Mehr-

heit der Menschen keine 
Probleme. Lediglich 26 Pro-
zent der Befragten geben an, 
dass sie eine solche Unter-
kunft stören würde, 51 Pro-
zent hätten nichts dagegen.

nUkraine-Flüchtlinge sind 
willkommen
Die große Mehrheit der Be-
völkerung spricht sich dafür 
aus, auch in den nächsten Mo-
naten weitere Flüchtlinge aus 
der Ukraine aufzunehmen. 
Insgesamt vertreten 73 Pro-
zent der Bevölkerung diese 
Position, wobei sich jedoch 
ein Teil für eine Kontingentie-

rung ausspricht: 39 Prozent 
votieren dafür, nur noch eine 
bestimmte Anzahl an Flücht-
lingen zu versorgen, während 
sich 34 Prozent dafür einset-
zen, auch weiterhin so unbü-
rokratisch wie möglich zu hel-
fen. Lediglich 18 Prozent 
möchten nur noch sehr weni-
ge oder gar keine Flüchtlinge 
mehr aufnehmen.

nHohe private Aufnahmebe-
reitschaft
Glaubt man den Umfragewer-
ten, ist jeder Dritte grundsätz-
lich bereit, Flüchtlinge aus 
der Ukraine bei sich zu Hause 
aufzunehmen – wenn es von 
der Wohnsituation her mög-
lich wäre. 50 Prozent der Be-
fragten geben an, eine solche 
Lösung käme für sie nicht in-
frage. Dennoch sprechen die 
Meinungsforscher aus Allens-
bach von einer »bemerkens-
wert hohen Aufnahmebereit-
schaft«. Allerdings spielt auch 
hier der Zeitfaktor eine wich-
tige Rolle. Eine Aufnahme 
von Flüchtlingen kommt vor 
allem bei den Befragten infra-
ge, die davon ausgehen, dass 
die Flüchtlinge nur kurze Zeit 
in Deutschland bleiben. Bei 
den meisten der Aufnahme-
willigen scheitert die Umset-
zung aber an den eigenen 
Wohnverhältnissen. Immer-
hin neun Prozent der Bevöl-
kerung geben an, sie hätten 
die Möglichkeit, bei sich zu 
Hause Flüchtlinge aus der 
Ukraine aufzunehmen.

nGute Integrationschancen
Insgesamt sieht die Mehrheit 
der Bevölkerung gute Integra-
tionschancen für Flüchtlinge 
aus der Ukraine. Dies ist ein 
gravierender Unterschied zur 
Einschätzung der Integra-
tionschancen in der Flücht-
lingswelle 2015. 54 Prozent 
sehen heute gute Chancen, 
dass die Geflüchteten in die 
Gesellschaft integriert wer-
den können, 34 Prozent äu-
ßern sich skeptisch. Diese 
Zahlen machen deutlich, dass 
die Flüchtlingswelle aus der 
Ukraine auf ein deutlich an-
deres gesellschaftliches Klima 
trifft als 2015.

nAngst vor dem Pull-Effekt
Die positive Grundhaltung 
bedeutet aber nicht, dass es 
keine Sorgen in der Bevölke-
rung gibt. 39 Prozent beschäf-
tigt die weitere Entwicklung 
der Flüchtlingswelle intensiv. 
27 Prozent sind überzeugt da-
von, dass Deutschland zwar 
im Moment die Lage im Griff 
hat, aber überfordert sein 
könnte, wenn die Zahl der 
Flüchtlinge weiter deutlich 
steigt. Kritisch gesehen wer-
den auch die staatlichen Rah-
menbedingungen: So machen 
sich 51 Prozent der Befragten 
Sorgen über den sogenannten 
Pull-Effekt, dass also auf-
grund der Sozialleistungen 
viele Flüchtlinge angelockt 
werden. Ebenso kritisieren 
viele, dass zu wenig kontrol-
liert werde, welche Flüchtlin-
ge nach Deutschland kom-
men.
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Wären Sie bereit, Flüchtlinge aus der 
Ukraine aufzunehmen – unabhängig davon, 
ob es bei Ihnen machbar wäre?
Angaben in Prozent 
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Heimat zurückkehren?
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Sehen Sie den kommenden zwölf Monaten mit Hoffnungen oder Befürchtungen entgegen?
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Einige ganz allgemeine Fragen: welchen der folgenden Aussagen würden Sie zustimmen?
Alle Angaben in Prozent

Ich mache mir Sorgen, dass unsere 
Sozialleistungen Flüchtlinge anziehen, die 

sonst nicht zu uns gekommen wären.
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Die Flüchtlinge aus der Ukraine bringen für 
den Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg 
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wenn noch mehr Flüchtlinge kommen, 
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Ich mache mir Sorgen, wo das mit den 
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gesamte Bevölkerung ab 18 Jahren Anteil derer, die glauben, die meisten Flüchtlinge 
werden zurückkehren

Umfragewerte für Baden-Württembergn Von Kai Holoch

Oberndorf. Sorgen und Skep-
sis: ja – Panik: nein. So lässt 
sich laut dem aktuellen 
BaWü-Check die Stimmungs-
lage der Menschen in Baden-
Württemberg zum Ende des 
Jahres 2022 wohl am ehesten 
beschreiben. In einer Mei-
nungsumfrage, die das Insti-
tut für Demoskopie Allens-
bach im Auftrag der baden-
württembergischen Tageszei-
tungen unternommen  hat, 
wird deutlich, dass die Bevöl-
kerung vollkommen anders 
auf die aktuelle Flüchtlings-
welle reagiert als in den Jah-
ren 2015 und 2016.

Allerdings gibt es ein weit 
verbreitetes Unbehagen 
gegenüber der Flüchtlings-
politik des Landes. Nur 27 
Prozent der Befragten stellten 
dem Land ein positives Zeug-
nis aus, 49 Prozent sehen die 
Arbeit der Landesregierung in 
diesem Bereich kritisch. Hier 
sind die wichtigsten Ergebnis-
se der Umfrage:

nWo sind all die Flüchtlinge?
Zwar war auch bei der Flücht-
lingswelle 2015/16 das ehren-
amtliche Engagement gewal-
tig. Große Teile der Bevölke-
rung waren damals aber 
außerordentlich besorgt. Ak-
tuell, so hat der BaWü-Check 
ermittelt, hält sich die Beunru-
higung der Bevölkerung in 

Grenzen. Die Frage, wie sich 
die Fluchtwelle bei den Men-
schen vor Ort auswirkt, führt 
zu überraschenden Ergebnis-
sen. Jeder Dritte sagt, dass in 
der näheren Umgebung viele 
Flüchtlinge untergebracht 
worden sind. Genauso groß 
aber ist die Zahl derjenigen, 
die den Eindruck haben, dass 
es nur wenige Flüchtlinge im 
näheren Umfeld gibt. Sieben 
Prozent der Befragten sind so-
gar überzeugt davon, dass in 
ihrer Gegend so gut wie keine 
Flüchtlinge angekommen 
sind. Die restlichen 25 Pro-
zent trauen sich bei dieser 
Frage keine Antwort zu.

nBürger sehen Aufnahmeka-
pazitäten
Wenn man Städten und Ge-
meinden glaubt, dann sind 
die Kapazitäten für die Be-
treuung der Flüchtlinge in 
den meisten Kommunen 
schon seit Wochen nahezu 
ausgeschöpft – und auch bei 
der Unterbringung gibt es be-
reits erhebliche Engpässe. 
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Bürger sind nur begrenzt beunruhigt
In der Flüchtlingspolitik wird die Arbeit der Landesregierung kritisch beurteilt. Ukrainer sind überwiegend willkommen
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